
 
 
Bürgermeister/in Beigeordnete/r Fachbereichsleiter/in 

 
Die Stadtverordnetenversammlung � hat in ihrer Sitzung am  
Der Hauptausschuss � hat in seiner Sitzung am  
 
den empfohlenen Beschluss mit � Änderung(en) und � Ergänzung(en) � gefasst � nicht gefasst. 
 
 
F.d.R.d.A. 

Vorlage 
  öffentlich 

 �  nichtöffentlich Vorlage-Nr.:        320/12 
Der Bürgermeister 
Fachbereich: 
Recht/ 

Beteiligungsmanagement 

 

 

 

zur Vorberatung an:  Hauptausschuss 
   Finanzausschuss 
   Stadtentwicklungs-, Bau- und Wirtschaftsausschuss 
  � Kultur-, Bildungs- und Sozialausschuss 
  � Bühnenausschuss 
  � Ortsbeiräte/Ortsbeirat: 

zur Unterrichtung an:  � Personalrat Datum:      21. August 2012 

zum Beschluss an: � Hauptausschuss 
   Stadtverordnetenversammlung        13. September 2012 

 
Betreff: Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrates der Stadtsparkasse Schwedt für das Geschäftsjahr 2011 

Beschlussentwurf:  
 
Die Stadtverordnetenversammlung Schwedt/Oder beschließt in Einzelabstimmung, den Mitgliedern und stellvertretenden 
Mitgliedern des Verwaltungsrates der Stadtsparkasse Schwedt für das Jahr 2011 Entlastung zu erteilen. 
 
 
 
 
 
 
                                                                                                                                                                                         ... 

 
Finanzielle Auswirkungen: 

 keine  � im Ergebnishaushalt � im Finanzhaushalt 
� Die Mittel sind im Haushaltsplan eingestellt. � Die Mittel werden in den Haushaltsplan eingestellt. 
                                                                                                 Produktkonto:                            Haushaltsjahr: 
Erträge:                                       Aufwendungen: 
 
 
Einzahlungen:                             Auszahlungen: 
 
 
� Die Mittel stehen nicht zur Verfügung.  
� Die Mittel stehen nur in folgender Höhe zur Verfügung: 
� Mindererträge/Mindereinzahlungen werden in folgender Höhe wirksam: 
Deckungsvorschlag: 
 
Datum/Unterschrift Kämmerin 

 

 

F
O

 0
1/

01
90

-D
O

C
  

01
/2

00
2

  



Dem Verwaltungsrat gehören an: 

 

Vorsitzender 
 
Polzehl, Jürgen 
 
Stellvertretender Vorsitzender 
 
Klinger, Bodo 
 
Mitglieder 
 
Denzin, Doris 
Engelmann, Kai 
Giese, Jutta 
Kirsch, Ingeborg 
Lichtenberg, Wolfgang 
Rauch, Claudia 
Schindler, Frank 
 
Stellvertretende Mitglieder 
 
Klockow, Heike 
Grunwald, Elke 
Kambs, Simone (bis 30. April 2011) 
Ohlbrecht, Jörg (ab 8. November 2011) 
 

 

Begründung: 

 

Gemäß § 6 Absatz 2 Nr. 5 i. V. m. § 26 Absatz 4 Satz 1 BbgSpkG beschließt die Stadtverordnetenversammlung Schwedt/Oder 
über die Entlastung der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Verwaltungsrates der Stadtsparkasse Schwedt. 
 
Die Beschlussfassung über die Entlastung hat für jedes einzelne Mitglied bzw. stellvertretende Mitglied – in Einzelabstimmung – 
zu erfolgen. 
 
Ein Verwaltungsratsmitglied bzw. ein stellvertretendes Verwaltungsratsmitglied, welches der Stadtverordnetenversammlung 
angehört, darf bei der Beschlussfassung über seine Entlastung nicht mitwirken. 
 
Die Entlastung enthält keinen Verzicht auf etwaige Ersatzansprüche. 
 
Der Verwaltungsrat hat im Jahr 2011  5 Verwaltungsratssitzungen durchgeführt. 
 
Der Verwaltungsrat der Stadtsparkasse Schwedt hat am  14. August 2012  den geprüften und mit einem uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk  versehenen  Jahresabschluss  zum 31. Dezember 2011 mit einer Bilanzsumme von 454.113.709,98 EUR 
und einem Bilanzgewinn von 345.477,81 EUR  festgestellt. 
 
Gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 7 des BbgSpkG hat der Verwaltungsrat am 14. August 2012 über die Verwendung des Bilanzgewinns 
wie folgt  entschieden. 
 
Im Hinblick auf die Situation im Geschäftsgebiet (andauernder Bevölkerungsrückgang) und die Unsicherheit bezüglich künftiger 
regulatorischer Eigenkapitalanforderungen (Stichwort „Basel III“) wird auf eine Zuführung an den Träger verzichtet. 
Der Bilanzgewinn 2011 von 345.477,81 EUR wird gemäß § 27 BbgSpkG in voller Höhe der Sicherheitsrücklage zugeführt. 
 
Als Anlage werden dieser Vorlage die Jahresbilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung zum 31. Dezember 2011 mit Anhang 
und Lagebericht beigelegt. 





































Anhang  
 
 

0. Allgemeine Angaben 
 
Der Jahresabschluss 2011 der Stadtsparkasse Schwedt wurde nach den für Kreditinstitute 
geltenden Vorschriften des Handelsgesetzbuches (HGB) und der Verordnung über die 
Rechnungslegung der Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute (RechKredV) 
aufgestellt.  
 
Auf die Aufstellung eines Konzernabschluss wurde gemäß § 296 Abs. 2 HGB wegen der 
untergeordneten Bedeutung von Tochterunternehmen für die Beurteilung der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage verzichtet. 
 
 
 

I. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
 
 
Forderungen  
 
Forderungen an Kunden und Kreditinstitute haben wir mit dem Nennwert bilanziert. Die 
Schuldscheine wurden mit dem Nennwert angesetzt. 
 
Bei Darlehen wird der Differenzbetrag zwischen Nennwert und Auszahlungsbetrag in die 
Rechnungsabgrenzungsposten der Passivseite aufgenommen. Die erfolgswirksame 
Auflösung erfolgt grundsätzlich laufzeit- und kapitalanteilig. Im Fall von 
Festzinsvereinbarungen erfolgt die Verteilung auf die Dauer der Festzinsbindung.  
 
Bei den Forderungen an Kunden wurde dem akuten Ausfallrisiko durch die Bildung von 
Einzelwertberichtigungen Rechnung getragen. Auf den latent gefährdeten 
Forderungsbestand wurden angemessene Pauschalwertberichtigungen berücksichtigt, 
basierend auf den Erfahrungswerten der Vergangenheit.  Die Höhe der 
Pauschalwertberichtigungen wird entsprechend dem Schreiben des Bundesministeriums 
der Finanzen vom 10. Januar 1994 sowie in Anlehnung an die BFA-Stellungsnahme 1/90 des 
IDW ermittelt. Soweit die Gründe für eine Wertberichtigung nicht mehr bestehen, sind 
Zuschreibungen (Wertaufholungen) bis zu den Zeit- und Nominalwerten vorgenommen 
worden. 
 
 
Wertpapiere 
 
Die Ermittlung der Anschaffungskosten der Wertpapiere erfolgte nach der 
Durchschnittsmethode. Alle Wertpapiere wurden zum strengen Niederstwertprinzip 
bewertet. Wertaufholungen wurden durch Zuschreibungen auf den höheren Kurs, maximal 
aber bis zu den Anschaffungskosten, berücksichtigt. 
 
Bei der Bewertung von Wertpapieren wurde der beizulegende Wert aus einem Börsen- oder 
Marktpreis abgeleitet. 
 
Bei im Bestand gehaltenen Spezialfonds ist für die Bewertung grundsätzlich der nach 
investmentrechtlichen Gründsätzen bestimmte Rücknahmepreis maßgeblich. 
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Beteiligungen  und Anteile an verbundenen Unternehmen 
 
Beteiligungen und Anteile an verbundenen Unternehmen wurden zu den 
Anschaffungskosten bilanziert. Abschreibungen auf den niedrigeren beizulegenden Wert 
sind wegen dauerhafter Wertminderung in Höhe von 295,8 Tsd. Euro vorgenommen 
worden.  Abschreibungen aus den Vorjahren wurden unverändert beibehalten. 
 
 
Immaterielle Anlagewerte und Sachanlagevermögen 
 
Entgeltlich erworbene Software wurde nach den Vorgaben des IDW-
Rechnungslegungsstandards „Bilanzierung von Software beim Anwender“ (IDW RS HFA 11) 
unter dem Bilanzposten „Immaterielle Anlagewerte“ ausgewiesen. Sie ist mit den 
Anschaffungskosten, vermindert um planmäßige Abschreibungen, angesetzt worden, wobei 
eine betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von 3 Jahren zugrunde gelegt wurde.  
Das Sachanlagevermögen wurde in den Zeiträumen der Anschaffung wie folgt 
abgeschrieben.  
 
01.01.2000 – 31.12.2001 degressive Abschreibung  (unter Anwendung der Verein- 

fachungsregel gemäß Richtlinie 44 Abs. 2 Satz 3 EStR) 
01.01.2002 – 31.12.2008 lineare Abschreibung 
01.01.2009 – 31.12.2009 degressive Abschreibung  (unter Anwendung des von der 

Bundesregierung am 05. November 2008 beschlossenem 
Maßnahmepaket „Beschäftigungssicherung durch 
Wachstumsstärkung“) 

01.01.2010 – 31.12.2011 lineare Abschreibung 
 
Bei Anwendung der degressiven Abschreibung wechselt die Sparkasse zur linearen 
Abschreibungsmethode, sobald letztere höhere Abschreibungsbeträge ermöglicht. 
 
Die zugrunde gelegten Nutzungsdauern entsprechen den Vorschriften des EStG bzw. den 
amtlichen AfA-Tabellen. 
 
Geringwertige Wirtschaftsgüter sowie Software mit Anschaffungskosten bis 150,00 EUR 
sind im Erwerbsjahr voll abgeschrieben worden. Geringwertige Wirtschaftsgüter mit 
Anschaffungskosten über 150,00 bis 1.000 EUR  sowie Software bis 410 EUR wurden in 
einen Sammelposten eingestellt, der über 5 Jahre linear Gewinn mindernd aufzulösen ist. 
  
Die in früheren Geschäftsjahren vorgenommenen steuerrechtlichen Abschreibungen auf das 
Sachanlagevermögen wirken sich  im vorliegenden Jahresabschluss in niedrigeren 
laufenden Abschreibungen aus; dies hat zu einem entsprechend höheren Steueraufwand 
geführt; der verbleibende Saldo hat das Jahresergebnis um 2,2 TEUR erhöht.  
 
 
Verbindlichkeiten 
 
Verbindlichkeiten sind mit dem Erfüllungsbetrag bilanziert worden. Die Disagien zu 
Verbindlichkeiten wurden in den Rechnungsabgrenzungsposten auf der Aktivseite 
aufgenommen. Unterschiedsbeträge zwischen Ausgabe- und Erfüllungsbetrag bei 
Verbindlichkeiten werden auf die Laufzeit erfolgswirksam aufgelöst.  
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Rückstellungen 
 
Rückstellungen für Pensionen und pensionsähnliche Verpflichtungen wurden nach 
versicherungsmathematischen Grundsätzen auf der Grundlage der Richttafeln 2005 von 
Prof. Dr. Klaus Heubeck entsprechend dem Teilwertverfahren unter Berücksichtigung der 
zukünftig erwarteten Lohn- und Gehaltssteigerungen von 1,6 % sowie Rentensteigerungen 
von 1,6 % ermittelt. Die Rückstellungen für Altersversorgungsverpflichtungen wurden mit 
einem von der Deutschen Bundesbank veröffentlichten Rechnungszinssatz von 5,14 % 
abgezinst, der sich bei einer angenommenen Restlaufzeit von 15 Jahre ergibt.  
 
Der Rückstellungsbetrag für die Verpflichtungen aus abgeschlossenen 
Altersteilzeitvereinbarungen ist nach versicherungsmathematischen Grundsätzen unter 
Berücksichtigung der zukünftig zu erwartenden Lohn- und Gehaltssteigerungen von 1,5 % 
ermittelt und für eine durchschnittliche Restlaufzeit von 3,31 Jahren abgezinst. Als 
Rechnungszins ist der von der Deutschen Bundesbank veröffentlichte durchschnittliche 
Marktzins der vergangenen 7 Geschäftsjahre unter Berücksichtigung der Restlaufzeit der 
Verpflichtung in Höhe von 4,14 % verwendet worden. 
 
 
Land Brandenburg 
 
Die Stadtsparkasse Schwedt ist aufgrund des Tarifvertrags über die zusätzliche 
Altersvorsorge der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (Altersvorsorge-TV-Kommunal) 
vom 01.03.2002 verpflichtet, für die anspruchsberechtigten Beschäftigten und 
Auszubildenden eine zur Versorgung führende Versicherung bei einer kommunalen 
Zusatzversorgungskasse abzuschließen. 
 
Die Sparkasse erfüllt diese Verpflichtung durch die Anmeldung der anspruchsberechtigten 
Mitarbeiter beim Kommunalen Versorgungsverband Brandenburg - 
Zusatzversorgungskasse (ZVK) mit Sitz in Gransee. 
 
Die ZVK ist eine kommunale Zusatzversorgungseinrichtung im Sinne des § 18 des Gesetzes 
zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung (BetrAVG). 
 
Das Vermögen der Kasse wird als Sondervermögen des Kommunalen 
Versorgungsverbandes Brandenburg geführt. 
 
Die ZVK erhebt von den Arbeitgebern als Beteiligte Umlagen (§ 16). Der Umlagesatz wird 
nach versicherungsmathematischen Grundsätzen für den Deckungsabschnitt festgesetzt 
und betrug im Jahr 2011 1,1 %. Daneben werden Zusatzbeiträge im 
Kapitaldeckungsverfahren (§ 18) erhoben. Dieser Zusatzbeitrag betrug im Jahr 2011 4%. 
Die Arbeitnehmerbeteiligung (§ 37a) von 2 % vermindert den Zusatzbeitrag des 
Arbeitsgebers. 
 
Für das Jahr 2012 sind voraussichtlich folgende Beiträge an die Zusatzversorgungskasse zu 
entrichten: 
 

� Umlage 1,1 v. H.,  
� Zusatzbeitrag 4,0 v. H. 
 

Die Summe der umlagefähigen Gehälter betrug im Jahr 2011  3.821.715,65 EUR. 
 
 
Die übrigen Rückstellungen wurden in Höhe des notwendigen Erfüllungsbetrags gebildet,  
der nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendig ist; sie berücksichtigen alle 
erkennbaren Risiken und ungewissen Verpflichtungen. Rückstellungen mit einer 
Restlaufzeit von mehr als einem Jahr werden mit dem ihrer Restlaufzeit entsprechenden 
und von der Deutschen Bundesbank veröffentlichten durchschnittlichen Marktzinssatz der 
vergangenen sieben Jahre abgezinst.  
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Im Zusammenhang mit der Unterbeteiligung des Ostdeutschen Sparkassenverbands (OSV) 
(Unterbeteiligter) an einer Erwerbsgesellschaft mbH & Co. KG hat der Hauptbeteiligte 
gegenüber dem Unterbeteiligten Anspruch auf Ersatz seiner Finanzierungskosten, sofern 
die von der Erwerbsgesellschaft mbH & Co. KG erzielten Erträge nicht ausreichen, die 
Finanzierungskosten zu begleichen. In einem solchen Fall hat die Sparkasse die 
Verpflichtung übernommen, anteilig für den anfallenden Aufwendungsersatz einzustehen.  
 
Aus Gründen der kaufmännischen Vorsicht wurde eine Rückstellung in Höhe des für den 
gesamten Abrechnungszeitraum vom 01.09.2011 bis 31.08.2012 erwarteten 
Aufwendungsersatzes gebildet. 
Aus der Unterbeteiligung (Erwerbsgesellschaft mbH & Co. KG) hat sich beim Ostdeutschen 
Sparkassenverband aufgrund von dauerhaften und vorübergehenden  Wertminderungen 
weiterer Bewertungsaufwand ergeben. Die Verbandsgeschäftsführung des OSV hat 
daraufhin beschlossen, bei den Mitgliedssparkassen eine Sonderumlage zu erheben. 
 
Eine Rückstellung wurde in Höhe der im Jahr 2012 zu erwartenden Umlagebeträge gebildet.  
 
 
Fonds für allgemeine Bankrisiken 
 
Es besteht ein Fonds für allgemeine Bankrisiken gemäß § 340g HGB.  
 
 
Strukturierte Produkte 
 
Die strukturierten Produkte wurden einheitlich (ohne Abspaltung der Nebenrechte) 
bilanziert und bewertet. 
 
1. Kauf eines Kapitalmarkt- Floater als Schuldscheindarlehen in Höhe von 5.000 Tsd. Euro 
    (Partizipationsrate 99,15 % am 5-Jahres-Swapsatz, fällig am 23.01.2012) 
 
2. Verkauf eines Kapitalmarkt-Floater als Inhaberschuldverschreibung  in Höhe von 844              
     Tsd. Euro (Partizipationsrate 90 % am 5-Jahres-Pfandbriefsatz, fällig am 18.01.2012) 
 
3. Festzinsdarlehen mit optionalen Sondertilgungsrechten  
 
 
Derivative Finanzinstrumente / Bewertungseinheiten 
 
Derivative Finanzinstrumente (Micro-/Macro-Hedge in Form von Zinsswaps) wurden zur 
Begrenzung des Zinsänderungsrisikos eingesetzt. 
 
Micro-Hedge 
 
Das Sicherungsinstrument wurde mit dem ihn zugeordneten Grundgeschäfte als 
Bewertungseinheit gemäß § 254 HGB zusammengefasst. 
 
Das Bewertungsergebnis wird unter Anwendung der sogenannten Einfrierungsmethode 
innerhalb einer Bewertungseinheit mit dem Bewertungsergebnis des abgesicherten 
Grundgeschäftes in zulässigem Umfang verrechnet. 
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Risiko 
 

Grundgeschäft Sicherungsinstrument 

Variable 
 

Art Art Betrag 
TEuro 

Risiko Betrag 
TEuro 

 
Art der 
Bewertungs-
einheit 

 
prospektive 
Effektivität 

 
Zins 

 
kontrahierter 

Zahlungsstrom 
 

 
Fest- 

verzinsliches 
SSD 

10.000 
 

Payer-
Swap 

10.000 
Mirco-
Hedge 

 
Laufzeit- 

und 
Volumen- 
kongruenz 

 
 
Macro-Hedge 
 
Die zum Ende des Geschäftsjahres bestehenden Zinsswapgeschäfte  zur Absicherung gegen 
allgemeine Zinsänderungsrisiken wurden in die Gesamtbetrachtung des  
Zinsänderungsrisikos einbezogen (GuV-orientiert) und waren somit nicht gesondert zu 
bewerten. 
 
 

Art de 
Derivats Volumen Restlaufzeit 

Variabler 
Referenzzinssatz Zeitwert 

Payer-Swap 5.000.000 Euro über 1 bis 5 Jahre 6-M-Euribor -526.210,10 Euro 

Payer-Swap 10.000.000 Euro über 1 bis 5 Jahre  6-M-Euribor -327.659,70 Euro 

Für Zinsswaps wurden die Zeitwerte als Barwerte (ohne Stückzinsen) zukünftiger 
Zinszahlungsströme auf Basis der Marktzinsmethode ermittelt. Dabei fand die Swap-
Zinskurve per 30. Dezember 2011 Verwendung. 

Die zur Steuerung des allgemeinen Zinsänderungsrisikos abgeschlossenen  
Zinsswapgeschäfte wurden in eine Gesamtbetrachtung aller bilanziellen und 
außerbilanziellen zinsbezogenen Finanzinstrumente außerhalb des Handelsbestands 
(Bankbuch) einbezogen. Nach dem Prinzip der verlustfreien Bewertung von Zinsrisiken im 
Jahresabschluss von Kreditinstituten ergibt sich die Notwendigkeit zur Bildung einer 
Rückstellung für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften nur insoweit, dass der 
Buchwert des Bankbuchs größer ist als der Barwert des Bankbuchs. Aus der Überprüfung 
zum Bilanzstichtag ergab sich kein Rückstellungsbedarf für Zinsänderungsrisiken, da der 
Netto-Buchwert aller zinstragenden Positionen durch den kongruent ermittelten Netto-
Barwert positiv ist. 

 

Währungsumrechnung 

Die Sortenbestände wurden zum  Ankaufskurs  der WestLB AG umgerechnet.  

Die Aufwendungen aus der Währungsumrechnung wurden in der Gewinn- und 
Verlustrechnung berücksichtigt.  

Die Erträge aus der Umrechnung der Sortenbestände wurden vollständig erfolgswirksam 
vereinnahmt.  
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II. Erläuterungen zur Jahresbilanz 
 

Aktivseite: 
 
Posten 3: Forderungen an Kreditinstitute 
 
In diesem Posten sind enthalten: 
 
Forderungen an die eigene Girozentrale 23.573.298,49 Euro 
________________________________________________________________________________ 
 
Posten 4: Forderungen an Kunden 
 
In diesem Posten sind enthalten: 
 
Forderungen an verbundene Unternehmen: 
 
- Bestand am Bilanzstichtag 2.124.295,56 Euro 
 
- Bestand am 31.12. des Vorjahres 2.224.536,87 Euro 
 
Forderungen an Unternehmen mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht: 
 
- Bestand am Bilanzstichtag 1.224.040,45 Euro 
 
- Bestand am 31.12. des Vorjahres 48.630,93 Euro 
 
Forderungen mit Nachrangabrede: 
 
- Bestand am Bilanzstichtag 300.000,00 Euro 
 
- Bestand am 31.12. des Vorjahres 300.000,00 Euro 
________________________________________________________________________________ 
 
Posten 5: Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 
 
In diesem Posten sind enthalten: 
 
Von den in diesem Posten enthaltenen börsenfähigen Wertpapieren sind 
 
börsennotiert 123.562.570,00 Euro 
 
nicht börsennotiert 658.551,40 Euro 
________________________________________________________________________________ 
 
Posten 6: Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 
 
Gesamtbestand am Bilanzstichtag 74.995.793,93 Euro 
 
ie Sparkasse hält folgende Anteile von mehr als 10 % an inländischen Investmentvermögen 
im Sinn des § 1 InvG und ausländischen Investmentanteilen im Sinn des § 2 Abs. 9 InvG: 
 

Klassifizierung nach 
Anlagezielen 

Buchwert 
- TEuro - 

Marktwert/ 
Anteilwert 

nach § 36 InvG 

Differenz 
zwischen Marktwert 
und Buchwert 

- TEuro - 

(Ertrags-) 
Ausschüttungen 

in 2011 
- TEuro - 

 
Mischfonds 

 
74.996 75.661 665 2.610 
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Posten 8: Anteile an verbundenen Unternehmen 
 
In diesem Posten sind enthalten: 
 
Leasingobjektgesellschaft       4.806,14 Euro 
 
Auf die Einbeziehung einer Leasingobjektgesellschaft im Sinne § 290 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 HGB 
in einen Konzernabschluss wurde wegen der untergeordneten Bedeutung für die 
Vermittlung eines den tatsächlichen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage verzichtet, weil die Bewertung des Leasingobjektes zum Zeitwert zu einer 
Veränderung des Konzerneigenkapitals von weniger als 5 %  führen würde. 
________________________________________________________________________________ 
 
Posten 12: Sachanlagen 
 
Der Bilanzwert der Betriebs- und   
Geschäftsausstattung beträgt 716.465,99 Euro 
________________________________________________________________________________ 
 
Posten 13: Sonstige Vermögensgegenstände 
 
Stille Beteiligung bei der Bayerischen Landesbank    381.291,88 Euro 
________________________________________________________________________________ 
 
Posten 14: Rechnungsabgrenzungsposten 
 
Unterschiedsbetrag zwischen  
Rückzahlungs- und niedrigerem Ausgabebetrag  
bei Verbindlichkeiten oder Anleihen 110.289,20 Euro 
  
Bestand am 31.12. des Vorjahres 174.010,18 Euro 
________________________________________________________________________________ 
 
Posten 15. Aktive latente Steuern 

Aufgrund abweichender Ansatz- und Bewertungsvorschriften zwischen Handels- und 
Steuerbilanz bestehen zum 31. Dezember 2011 Steuerlatenzen. 

Dabei wird der Gesamtbetrag der künftigen Steuerbelastungen im Bereich der 
Beteiligungen der Sparkasse an Personenhandelsgesellschaften durch absehbare 
Steuerentlastungen überdeckt. Die Steuerentlastungen resultieren aus bilanziellen 
Ansatzunterschieden insbesondere  bei der Forderungsbewertung  

Eine passive Steuerabgrenzung war demzufolge nicht erforderlich, auf den Ansatz aktiver 
latenter Steuern wurde verzichtet. Die Ermittlung der Differenzen erfolgte 
bilanzpostenbezogen unter Zugrundelegung eines Steuersatzes von 28,075 % 
(Körperschaft- und Gewerbesteuer zuzüglich Solidaritätszuschlag). Aus Beteiligungen an 
Personengesellschaften resultierende, lediglich der Körperschaftsteuer und dem 
Solidaritätszuschlag unterliegende Differenzen, wurden bei den Berechnungen mit 
15,825 % bewertet. 
_________________________________________________________________________________ 
 
Mehrere Posten betreffende Angaben: 

 

Der Gesamtbetrag der auf Fremdwährung 
lautenden Vermögensgegenstände beläuft 
sich auf         6.005,72 Euro 
_________________________________________________________________________________ 
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Anlagenspiegel 

Entwicklung des Anlagevermögens (in Tsd. Euro) 

 Anschaffungs-/Herstellungskosten Zuschreibungen Abschreibungen Buchwerte 

 01.01.111) Zugänge Umbuchungen Abgänge lfd. Jahr kumuliert lfd. Jahr 31.12.111) 31.12.102) 

Immaterielle Anlagewerte 
 

428,3 14,8 0 0,2 0 417,5 27,7 25,5 38,3 

Sachanlagen 5.481,3 243,7 0 419,5 0 4.589,0 257,12 716,5 880,0 

Sonstige  Vermögensgegenstände 511,3 0 0 0 0 130,0 0 381,3 381,3 

  Veränderungen +/-   

Schuldverschreibungen und andere 
festverzinsliche Wertpapiere 

   0    0 0 

Schuldscheine ³)    0    40.000,0 0 

Beteiligungen    -280,4    1.752,7 2.033,1 

Anteile an verbundenen 
Unternehmen 

   0    4,8 4,8 

1) Berichtsjahr 
2) Vorjahr 
3) Angabe erst ab 2011 

 

 

Die Abschreibungen des laufenden Jahres sind kein rechnerischer Bestandteil des Anlagespiegels. Es wurde von der Zusammenfassungsmöglichkeit des § 34 Abs. 3 RechKredV Gebrauch gemacht. Die 

Fortführung der Spalte  Anschaffungskosten ist wegen der Anwendung von § 34 Abs. 3 Satz 2 RechKredV nicht möglich.  
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Beteiligungsspiegel 
 
 
Die Sparkasse besitzt folgende Anteile an anderen Unternehmen in Höhe von mindestens 20 %: 
 
 
Name und Sitz                              Eigenkapital                   Beteiligungsquote Ergebnis 2011 
                               in Euro per  in Euro 
                               31.12.2011   
_____________________________________________________________________________________________________________________ 
 
Eudiom Grundstücksverwaltungsgesellschaft 
mbH & Co. Sparkassenneubau OHG 
Wilhelm-Theodor-Römheld-Straße 30 
55130 Mainz                                         -  706.127,54                                                 94 %                                20.815,77 
 
_____________________________________________________________________________________________________________________ 
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Passivseite: 
 
Posten 1: Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
 
In diesem Posten sind enthalten: 
 
Der Gesamtbetrag der als Sicherheit für Verbindlichkeiten 
gegenüber Kreditinstituten übertragenen Vermögensgegenstände 
beläuft sich auf        2.658.758,80 Euro 
________________________________________________________________________________ 
 
Posten 2: Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 
     
Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen   143.275,04 Euro 
 
Bestand am 31.12. des Vorjahres      143.056,68 Euro 
________________________________________________________________________________ 
 
Posten  6: Rechnungsabgrenzungsposten 
 
Unterschiedsbeträge zwischen dem Auszahlungsbetrag 
bzw. den Anschaffungskosten von Forderungen gegenüber 
dem höheren Nominalwert sind enthalten in Höhe von             13.300,08 Euro 
 
Bestand am 31.12. des Vorjahres      22.738,00 Euro 
________________________________________________________________________________ 
 
Posten 9: Nachrangige Verbindlichkeiten 
 
Für nachrangige Verbindlichkeiten sind im Berichtsjahr 
Zinsen und andere Aufwendungen in Höhe von         386.080,71 Euro 
angefallen. 
 
Die einzelnen Mittelaufnahmen, die jeweils 10 % des Gesamtbetrages übersteigen, sind 
wie folgt ausgestattet: 
 
Betrag             Zinssatz  Fälligkeit        vorzeitige Betrag        
in Euro                                 %     am   Rückzahlungsverpflichtung 
________________________________________________________________________________ 
  
1.000.000  5,05  19.08.2013   nein 
1.000.000  4,87  26.03.2018   nein 
________________________________________________________________________________
  
Die Bedingungen der Nachrangigkeit bei diesen Mitteln entsprechen § 10 Abs. 5 a KWG. 
Die (sonstigen) Mittelaufnahmen sind im Durchschnitt mit 3,862 % verzinst. 
Die Ursprungslaufzeiten bewegen sich zwischen 5 und 10 Jahren. 
Im Folgejahr werden aus diesen Mittelaufnahmen 1.074,3 Tsd. Euro zur Rückzahlung 
fällig. 
 
Posten 12: Eigenkapital 
 
Die nicht realisierten stillen Reserven im Sinne 
des  § 10 Abs. 2 b Satz 1 Nr. 7 KWG 
(anrechenbarer Betrag) betragen             910.869,78 Euro 
__________________________________________________________________________________ 
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Sonstige finanzielle Verpflichtungen 
 
Am Bilanzstichtag bestehende, nicht aus der Bilanz ersichtliche finanzielle Verpflichtungen 
aus Leasingverhältnissen gegenüber verbundenen Unternehmen belaufen sich auf  
597.994,16 Euro. 
 
Im Zusammenhang mit der Unterbeteiligung des Ostdeutschen Sparkassenverbandes an 
einer Erwerbsgesellschaft mbH & Co. KG hat der Hauptbeteiligte gegenüber dem 
Unterbeteiligten Anspruch auf Ersatz seiner Finanzierungskosten, sofern die von der 
Erwerbsgesellschaft mbH & Co. KG erzielten Erträge nicht ausreichen, die Finanzierungs- 
kosten zu begleichen. In einem solchen Fall hat die Sparkasse die Verpflichtung 
übernommen, anteilig für den anfallenden Aufwendungsersatz einzustehen.  
Die Sparkasse hat darüber hinaus die Verpflichtung übernommen, für anfallende Zinsen aus 
einer Darlehensschuld des Ostdeutschen Sparkassenverbandes (Unterbeteiligter) 
einzustehen.  
Ein Betrag, zu dem die Inanspruchnahme aus dem Haftungsverhältnis greifen kann, ist nicht 
quantifizierbar.  
 
__________________________________________________________________________________ 
 
Restlaufzeitengliederung  

Die gemäß § 9 RechKredV geforderte Gliederung der Forderungen und Verbindlichkeiten 
nach Restlaufzeiten ergibt sich für die folgenden Posten: 

Posten der Bilanz 
Restlaufzeit bis 
zu  
3 Monaten 

- mehr als           
3 Monate bis zu 
1 Jahr 

- mehr als  
1 Jahr bis zu 5 
Jahren 

- mehr als  
5 Jahre 

 
Angaben in  Euro 

Aktiva 3 b)     

andere Forderungen an Kreditinstitute 5.000.000,00 10.000.000,00 25.000.000,00 0,00 

Aktiva 4 
    

Forderungen an Kunden 5.885.761,00 25.672.193,49 49.208.576,08 96.627.572,92 

Passiva 1 b)     

Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten mit vereinbarter Laufzeit 
oder Kündigungsfrist 545.804,25 1.101.738,47 5.132.246,81 12.562.736,71 

Passiva 2 a ab)     

Spareinlagen mit vereinbarter  
Kündigungsfrist von mehr als drei 
Monaten 8.624.999,76 174.736,00 13.629.808,48 14.184,75 

Passiva 2 b bb)     

Andere Verbindlichkeiten gegenüber 
Kunden mit vereinbarter Laufzeit oder 
Kündigungsfrist 6.810.118,17 16.916.358,06 41.875.483,39 5.197.968,54 

Passiva 3 b)     

andere verbriefte Verbindlichkeiten 0,00 0,00 0,00 0,00 
 
 
Anteilige Zinsen der jeweiligen Aktiv- und Passivposten werden gemäß § 11 RechKredV 
nicht nach Restlaufzeiten aufgegliedert. 
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Angabe der Beträge, die in dem auf den Bilanzstichtag folgenden Jahr fällig werden (ohne 
anteilige Zinsen): 
 

 Euro  

Posten Aktiva 5  

Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 20.055.500,00 
Posten Passiva 3 a  

begebene Schuldverschreibungen 4.000.000,00 
  

Im Posten Aktiva 4, Forderungen an Kunden, sind Forderungen in Höhe von 
7.125.273,84  Euro  mit unbestimmter Laufzeit enthalten. 

__________________________________________________________________________________ 

 
 
III. Erläuterungen zur Gewinn-und-Verlust-Rechnung 
 
 
Posten 8: Sonstige betriebliche Erträge 
 
In dieser Position sind Erträge in Höhe von      70.839,00 Euro 
enthalten, die aus der Auflösung von Rückstellungen für laufende 
Pensionen aufgrund einer Umstellung der Finanzierung der Pensions-  
zusagen vom Umlage- zum Erstattungsverfahren beim Kommunalen 
 Versorgungsverband ab 01.01.2010 resultieren 
_________________________________________________________________________________ 
 
Posten 10: Allgemeine Verwaltungsaufwendungen  
 

Die Position enthält Mietzahlungen aus einem Immobilien- 
Leasing-Vertrag mit einer vertraglich festgelegten Mietzeit  
von 22,5 Jahren seit dem 01. März 1995 in von    250.102,88 Euro 
_________________________________________________________________________________ 
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IV. Sonstige Angaben 
 
Den Organen der Sparkasse gehören an: 

Verwaltungsrat  

 

Vorsitzender 

Polzehl, Jürgen     Bürgermeister 
 
Stellvertretender Vorsitzender 

Klinger, Bodo      Rentner (Diplomingenieur Chemie) 
 
Mitglieder 

Denzin, Doris      leitende Innenrevisorin 

Engelmann, Kai     Firmenkundenberater 

Giese, Jutta      Sozialpädagogin/Jugendgerichtshelferin 

Kirsch, Ingeborg     Rentnerin (Diplombetriebswirtin) 

Lichtenberg, Wolfgang    Projektleiter 

Rauch, Claudia     Geschäftsführerin 

Schindler, Frank     Privatkundenberater 

 

 

 

Stellvertretende Mitglieder 

Klockow, Heike     Bereichsleiterin Privatkundengeschäft 

Grunwald, Elke     Rentnerin (Betriebswirtin Bauwesen) 

Kambs, Simone (bis 30. April 2011)   nicht berufstätig 

Ohlbrecht, Jörg (ab 8. November 2011)  Geschäftsführer 

 

 
Vorstand: 

Vorsitzender 

Klein, Dietrich 

Mitglied 

Dybowski, Jürgen   
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Mit nahestehenden Unternehmen und Personen haben wir ausschließlich marktübliche 
Geschäfte abgeschlossen. 
__________________________________________________________________________________ 
 
Die Mitglieder des Verwaltungsrates erhielten für ihre Tätigkeit im Geschäftsjahr 
Gesamtbezüge in Höhe von  17,6  Tsd. EUR. 
__________________________________________________________________________________ 
 
Auf die Angabe der Bezüge des Vorstandes und der früheren Mitglieder des Vorstandes wird 
gemäß § 286 Abs. 4 HGB verzichtet. 
Die Pensionsrückstellungen für die früheren Mitglieder des Vorstandes und für die 
Hinterbliebenen betragen am 31.12.2011   751,6 Tsd. EUR. 
__________________________________________________________________________________ 
 
Den Mitgliedern des Vorstandes wurden Kredite Höhe von  1,0 Tsd. EUR und den 
Mitgliedern des Verwaltungsrates in Höhe von  183,2 Tsd. EUR gewährt. 
__________________________________________________________________________________ 
 
Im Geschäftsjahr wurde von dem Abschlussprüfer folgendes Gesamthonorar berechnet: 
 

� für die Abschlussprüfungsleistungen    169,4 Tsd. Euro 
� für andere Bestätigungsleistungen          0,0 Tsd. Euro 
� für sonstige Leistungen           0,0 Tsd. Euro  

__________________________________________________________________________________ 

Im Jahresdurchschnitt wurden beschäftigt: 

Vollzeitkräfte 60,4 

Teilzeitkräfte 28,7 

Auszubildende  8,3 

Insgesamt       97,4 

 

__________________________________________________________________________________ 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Schwedt, 25. April 2012    Der Vorstand 
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